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In Zeiten immer lauter werdender Rufe
nach der persönlichen Haftung von
Topmanagern stellt sich die Frage, wie
sich das private Vermögen, welches der
Versorgung der Familie dient, schützen
lässt. Dieses Thema gewinnt vor allem
vor dem Hintergrund des deutschen
Koalitionsentwurfes vom April 2009
zur gesetzlichen Mindesthaftung der
Manager an Bedeutung. Danach ist
vorgesehen, dass Manager mit einem
Jahresgehalt persönlich für Schäden
haften, ohne dass dieses Risiko durch
D&O-Versicherungen abgedeckt wer-
den kann. Unabhängig davon, ob die-
ser Gesetzesentwurf jemals umgesetzt
werden wird, übernehmen Manager-

versicherungen schon heute regelmäs-
sig keine Haftung für grob fahrlässige
Handlungen.

Beratungsziel im Rahmen der sog.
Asset Protection ist die Trennung des
Vermögens von dem mit dem persön-
lichen Haftungsrisiko belasteten Inha-
ber, wobei trotzdem der wirtschaftliche
Zugriff der Familie auf das Vermögen
bzw. dessen Erträge in der Zukunft
sichergestellt sein soll. Damit soll ge-
rade verhindert werden, dass die Fa-
milie auf staatliche Hilfe zurückgrei-
fen muss, um den Lebensunterhalt be-
streiten zu können. In Frage kommt
hierfür – neben dem güterrechtlichen
Zugewinnausgleich unter Ehegatten
und der mit gewissen Einschränkungen
verbundenen Möglichkeit, Vermögen
in eine ausländische Lebensversiche-
rung einzubringen – insbesondere die
Übertragung von Vermögen auf eine
(Familien-)Stiftung. 

Vor diesem Hintergrund bietet das
liechtensteinische Stiftungsrecht, wel-
ches zum April 2009 reformiert wurde,
interessante Gestaltungsmöglichkeiten.

Mit der Stiftungsrechtsreform wurden
die Gesetzesdogmatik überarbeitet, eine
effiziente Stiftungsaufsicht eingeführt
und die Rechte des Stifters erheblich
gestärkt. Der Stifter hat die Möglich-
keit, die Aufsicht durch ein privatrecht-
liches Kontrollorgan vornehmen zu
lassen, die Stiftung der staatlichen Auf-
sicht zu unterwerfen oder diese selbst
wahrzunehmen. Nach wie vor kann,
trotz kontrovers geführter Diskussio-
nen im Gesetzgebungsverfahren, der
Stifter sich ein Widerrufsrecht vorbe-
halten, so dass er das Stiftungsgeschäft
jederzeit widerrufen kann. Die ausser-
gewöhnlich hohe Flexibilität der liech-
tensteinischen Stiftung wurde durch
die Reform zugunsten der Rechts-
sicherheit etwas reduziert. Gleichwohl
ist die liechtensteinische Stiftung im
europäischen Vergleich äusserst gestal-
tungsfreundlich.

Im Hinblick auf den erstrebten Ver-
mögensschutz ist der Vorbehalt des
Widerrufs nicht empfehlenswert, da
Widerrufs- und Änderungsrechte des
Stifters dem Zugriff der Gläubiger
unterliegen können. Dem Gläubiger-
zugriff unterliegen zwar grundsätzlich
auch die Berechtigung an den Erträgen
der Stiftung, jedoch kann – soweit
Familienzwecke betroffen sind – ein
Vollstreckungsschutz auf Ebene der
Stiftung durch eine entsprechende
statutarische Anordnung eingerichtet
werden (Art. 552 § 36 Abs. 1 PGR).

Eigene Informationsrechte gegen-
über der Stiftung stehen den Gläu-
bigern des Stifters oder Gläubigern
anderer Familienangehöriger nicht zu. 

Wie jede Vermögensübertragung
ist die Übertragung von Vermögen auf
eine Stiftung unter bestimmten Um-
ständen anfechtbar. Nach deutschem
Recht sind vor allem drei Anfechtungs-
tatbestände von Bedeutung:

Die liechtensteinische Stiftung:
Ein Gestaltungsinstrument
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. Vorsatzanfechtung, bei der die An-
fechtungsfrist 10 Jahre beträgt (§ 3
Abs. 1 AnfG bzw. § 133 Abs. 1 InsO)
und nach der eine Rechtshandlung
anfechtbar ist, wenn der Schuldner sie
mit dem Vorsatz vorgenommen hat,
seine Gläubiger zu benachteiligen und
dem Dritten (dem Empfänger der
Leistung) dieser Vorsatz bekannt war.. Vorsatzanfechtung bei Übertragung
an eine nahestehende Person, bei der
die Anfechtungsfrist 2 Jahre beträgt
(§ 3 Abs. 2 AnfG bzw. § 133 Abs. 2
InsO) und die Kenntnis der nahe-
stehenden Person von der Gläubiger-
benachteiligungsabsicht (widerleg-
bar) vermutet wird. Eine Übertra-
gung an eine Körperschaft bzw. Stif-
tung, bei der der Übertragende oder
eine ihm nahestehende Person zu-
gleich Organ ist, könnte ebenfalls als
eine in diesem Sinne anfechtbare
Rechtshandlung angesehen werden. . Schenkungsanfechtung, bei der die
Anfechtungsfrist 4 Jahre beträgt (§ 4
AnfG bzw. § 134 InsO) und nach der
alle unentgeltlichen Verfügungen an-
fechtbar sind.

Diese in Deutschland durchaus langen
anfechtungsbelasteten Zeiträume än-
dern sich jedoch, wenn Vermögen auf
eine liechtensteinische Stiftung über-
tragen wird. Das liegt u.a. daran, dass
Urteile, die vor einem deutschen Ge-
richt erstritten wurden, faktisch in
Liechtenstein nicht vollstreckt werden
können. Liechtenstein hat lediglich
Vereinbarungen zur Vollstreckung zi-
vilrechtlicher Entscheidungen mit den
Ländern Schweiz und Österreich ge-
schlossen. Entschliesst sich der An-
fechtende, in Liechtenstein zu klagen,
ist Art. 75 Abs. 1 bis 3 der Rechtssiche-
rungs-Ordnung (RSO) zu beachten.
Dieser sieht zwar vor, dass sich die
Anfechtung grundsätzlich nach dem
Heimatrecht des Übertragenden rich-
tet, jedoch muss die Anfechtung gleich-
zeitig auch nach liechtensteinischem
Recht zulässig sein, wobei nach Art. 75
Abs. 3 RSO die für den Anfechtungs-
gegner mildere Bestimmung anzuwen-
den ist. Wie im Folgenden ausgeführt
wird, bedeutet dies in internationalen
Konfliktfällen regelmässig eine Be-
grenzung auf das liechtensteinische
Anfechtungsrecht. 

Das liechtensteinische Recht unter-
scheidet, ähnlich wie das deutsche
Recht, zwischen verschiedenen An-
fechtungstatbeständen:

. Schenkungsanfechtung 
(Art. 65 RSO). Überschuldungsanfechtung 
(Art. 66 RSO). Anfechtung wegen Gläubiger-
benachteiligung (Art. 67 RSO). Verlust von Vermögensrechten
durch Unterlassung (Art. 68 RSO)

Anders als im deutschen Recht, wo-
nach die unentgeltliche Zuwendung
angefochten werden kann, wenn sie
noch nicht länger als 4 Jahre vor der
gerichtlichen Geltendmachung erfolg-
te, ist die Anfechtung nach liechten-
steinischem Recht nur möglich, wenn
die unentgeltliche Vermögensübertra-
gung nicht länger als 1 Jahr vor der
Bewilligung der Zwangsvollstreckung
vorgenommen wurde (Art. 65 Abs. 1
lit. a RSO), was eine deutliche Redu-
zierung des Zeitraums für potentiell
anfechtbare Rechtshandlungen dar-
stellt. Ist die Rechtshandlung – was
selten geschieht – innerhalb eines

Jahres vor Bewilligung der Zwangs-
vollstreckung erfolgt, hat der Gläu-
biger maximal 5 Jahre Zeit (ab dem
Zeitpunkt der anfechtbaren Rechts-
handlung), um die Anfechtung (ge-
richtlich) geltend zu machen. Danach
ist eine Anfechtungsklage verjährt
(Art. 74 Abs. 1 RSO).

Neben diesen umfassenden gesetz-
lichen Aspekten zum Vermögens-
schutz besteht ein weiteres faktisches
Hindernis darin, dass regelmässig
keine Kenntnis über die Existenz der
liechtensteinischen Stiftung bzw. deren
Vermögensausstattung und Begünsti-
gungsregelungen vorliegt. Ein direkter
Informationsanspruch des Gläubigers
gegenüber der Stiftung besteht nicht.
Zwar kann der Gläubiger unter Um-
ständen die Informationsrechte der Be-
günstigten pfänden, jedoch kann dies
durch entsprechende Stiftungsgestal-
tung, bspw. durch Einrichtung eines
Protektors, ausgeschlossen werden.

Die Stiftung nach liechtensteini-
schem Recht stellt damit einen durch-
aus interessanten Baustein im Rahmen
der Asset Protection dar.
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